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Einleitung 

Die juristisch-wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem afghanischen Fa­
milienrecht gestaltet sich auf Grund fehlender Literaturquellen und Materialen 
äußerst schwierig. Das juristische Lehrmaterial im Allgemeinen und die Unter­
lagen zum afghanischen Familienrecht im Besonderen sind nach jedem anlegba­
ren Maßstab vollkommen ungenügend. Erwähnenswert ist in diesem Zusam­
menhang, dass es sich bei den in Afghanistan verwendeten Vorlesungsmateria­
lien in erster Linie um handschriftliche Skripten handelt, die von Generationen 
von Studierenden weitergegeben worden sind. Sie sind entweder gänzlich über­
holt und/oder juristisch unzutreffend. Die Universitätsbibliotheken sind insge­
samt sehr dürftig mit Fachliteratur versorgt. Zudem erschwert der enorme Man­
gel an zuverlässigen Informationen und Analysen zum Rechtssystem und zur 
Rechtswirklichkeit in Afghanistan eine präzise Darstellung des afghanischen 
Familienrechts. 

Obwohl die Afghanen dem Thema „Familienrecht" einen erheblich hohen 
Stellenwert beimessen, ist das tatsächliche Wissen über das staatlich kodifizierte 
Familienrecht äußerst gering. Die vorhandenen positivrechtlichen Bestimmun­
gen zum Familienrecht, die im noch geltenden afghanischen Zivilgesetzbuch 
von 1977 (ZGB)1 verankert sind, sind sowohl auf Grund der hohen Analphabe­
tenrate in Afghanistan, die laut Angaben des Auswärtigen Amtes in ländlichen 
Regionen etwa bei 90% liegt, als auch wegen der fehlenden flächendeckenden 
Aufklärung der Menschen, dem größten Teil der Bevölkerung unbekannt 
geblieben. 

Auf Grund der bestehenden Schwierigkeiten auf dem Gebiet des afghani­
schen Familienrechts, führte das Max-Planck-Institut für ausländisches und in­
ternationales Privatrecht in Hamburg ein umfassendes Projekt durch, bei dem 
die Verfasserin mitwirkte. Das Projekt hatte die Erforschung und Analyse des 
afghanischen Familienrechts zum Inhalt und wurde vom Auswärtigen Amt fi­
nanziell unterstützt. 

1 Qanün-e madan"i, verkündet im amtlichen Gesetzblatt (dari: rasm"i garfdah) vom 05.01.1977 (15.10.1355). 

Auf Gnmd seines Art. 2416 S. 1 ist das ZGB 30 Tage nach der Verkündnng in Kraft getreten und bisher 
nicht aufgehoben worden. 
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Teil des Gesamtprojektes war u.a. ein Workshop zum afghanischen Familien­
recht, der in der Zeit vorn 10.-12. JU11i 2006 in Kabul in enger Kooperation mit 
afghanischen Juristinnen wie auch durch EinbindU11g von Juristinnen aus ande­
ren islamischen Ländern stattfand.2 Die Schwerpunkte der Diskussionen und 
Gespräche bildeten hierbei das materielle Familienrecht wie Ehe- U11d Schei­
dU11gsrecht, insbesondere Kinder- und Zwangsehen sowie die Polygynie, U11d 
das Verfahrensrecht, insbesondere die Nichtregistrierung von Angelegenheiten 
des Personalstatuts. 

Die Ausführungen der Teilnehmer des Workshops, die aus Juristen, Reprä­
sentanten staatlicher Institutionen und Universitäten, Frauenvereinigungen und 
nichtstaatlichen Organisationen bestanden, belegten u.a. die erschreckende Lage 
der Frauen und Kinder in Afghanistan 

Einige teilweise gängige Praktiken, die sowohl von den Teilnehmern des 
Workshops als auch durch Berichte internationaler Organisationen3 bestätigt 
wurden, wie etwa Kinderehen, Zwangsehen, Brautkauf durch Zahlung eines 
Brautpreises, Frauentausch zur BefriedU11g von Fehden, sind teilweise durch 
Krieg und teilweise durch sozioökonomische Faktoren wie Armut, Brauchtum, 
oder die generell schlechte Versorgungslage bedingt. Diese Praktiken sind kei­
nesfalls mit der Werteordnung der afghanischen VerfassU11g von 2004, insbe­
sondere mit dem Gleichheitsgebot in Art. 22 und der allgemeinen Handlungs­
freiheit in Art. 24 vereinbar. 

Seit der Islamisierung Afghanistans im 8. Jahrhunde1i dominierte die sarfa4 

und im Besonderen das nicht kodifizierte islamisch-hanafitische Recht5 in der 

2 Vgl. zum durchgeführten Workshop die Berichte von Rastin-Tehrani, Familienrecht in Afghanistan, Ra­

belsZ 2007, S. 136-143 sowie von Haars, YIMEL 2004, S. 397-404. 
3 Vgl. insbesondere die Berichte von Amnesty International, Women still under attack; Amnesty Internatio­

nal, Niemand hört nns zu und niemand behandelt uns als Menschen; Bahgam /Mukhatari, Studie über Kin­
derheirat in Afghanistan (Medica Mondiale). 
4 Siehe zum Begriff unten im Teil 1 ll l. 
5 Die hanafitische Rechtsschule ist nach seinem in Kufa (Irak) geborenen Gründer Abu Hanifa (702-768 

n.Ch.), einem Gelehrten der islamischen Rechtswissenschaft, benannt. Die aus dem Jahr 1875 stammende 

Zusammenstellung der familien- und erbrechtlichen Grundsätze des hanafitisches Ritus von 11.luhammad 
Qadrr Päsä erlangte zwar zu keinem Zeitpunkt Gesetzeskraft, setzte allerdings Maßstäbe für die Rechtsan­

wendnng in nnd außerhalb Ägyptens, vgl. hierzu Rahe, Das islamische Recht, S. l 82. Die Qadri-Pasä­

Kompilation ,,A/-a}]käm as-!iari'a fi-1-al;wal as-sakh{fya 'a/a maqhab al-imam Abu Hanifa an-Nu'man" 

wird für das hanafilische Recht als autoritativ angesehen. Diese Zusaunnenstellung mnfasst 647 Artikel ans 

<lern Familien- und Erbrecht, die zunächst als Entscheidungshilfe für die an den in Ägypten neu geschaffe­

nen Gerichten tätigen Richter Ende des 19. Jahrhunderts gedacht waren. Bis heute wird die Kompilation bei 

Gesetzeslücken in Ägypten genutzt. Die Qadrf-Päi'a-Kompilation V.'llrde auch jüngst von Hans-Georg Ebert 

in deutscher Sprache wiedergegeben; siehe hierzu Ebert, Die Qadri-Pashä-Kodifikation. 
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afghanischen Rechts- und Gerichtspraxis.6 Erst zu Beginn der 1920er läutete 
durch die Proklamation der ersten afghanischen Verfassung 7, die so genannte 
m;;amni'ima-ye asasz-ye dowlat-e cazzy-e afgänestän vom 09.04.1923 
(20.01.1302)8 unter König Amanullah Khan (Regierungszeit 1919-1929)9 das 
Zeitalter der Kodifikationen in Afghanistan ein. 10 Dieses Zeitalter ist historisch 
in die Kodifikations- und Modernisierungsbestrebungen des Nachbarlandes Iran 
und der Türkei einzubetten. Wie Reza Schah im Iran und Atatürk in der Türkei 
wollte Amanullah Khan sein Land durch Gesetzeskodifikationen und der Bil­
dung einer Zentralregierung modernisieren. Es sollten alle Rechtsgebiete, die 
bislang weder kodifiziert noch von den Normen der sarfa erfasst waren, posi­
tiv-rechtlich reguliert werden. Es wurden allerdings auch jene Rechtsbereiche 
kodifiziert, die traditionell durch die sarfa beherrscht waren -wie etwa das Fa­
milienrecht- um den Richtern und Rechtsanwendern den Zugang zu den wesent­
lichen Grundregeln der sarf a zu erleichtern. 11 

Ir! der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts wurden einige große Kodifikatio­
nen in Kraft gesetzt, darunter auch die erste bis heute noch geltende umfassende 
Zivilrechtskodifikation, das ZGB12 von 1977 unter dem Präsidenten Mohammad 
Daud. Das ZGB, das die relevanten Bestimmungen betreffend das Familienrecht 
enthält, ist mehr oder minder eine Kompilation der hanafitischen Regelungen.13 

Afghanistan ist zudem ein Vielvölkerstaat, der bis 1826 und der Bildung ei­
nes modernen Staatswesens und einer zentral gesteuerten Verwaltungsorganisa­
tion durch Amir Dost Mohammed (1826-1863)14 eine Konföderation unter-

6 Kamali, Islam and its Shari'a in the Afghan Constitution 2004, S. 35. 
7 Alle seit 1923 in Kraft getretenen V erfassnngen in Afghanistan stehen auf der Internetseite: 

http://www.afghanistantranslation.corn auf Englisch, Dari und Paschtu zur Verfügung [abgerufen arn 

10.10.2010]. 
8 Afghanische Zeitrechnung: In Afghanistan ist nicht der islamische, sondern der iranische Kalender in 

Gebranch. Der iranische Kalender beruht auf dem Umlauf der Erde um die Sonne und ist somit im Gegen­

satz zum islamischen Kalender, der auf dem Lunar- bzw. Mondjahr (siehe hierzu Fußnote 293) basiert, ein 

Sonnenkalender. Lediglich die Monatsnamen in Afghanistan unterscheiden sich von den Monatsnamen des 

iranischen Kalenders. 
9 Poullada, S. 92. 
10 Näher zu den Reformbestrebungen Amanullah Khans nnd zum Abschluss einiger Freundschaftsverträge 

zwischen europäischen Mächten und Afghanistan während seiuer Regiernngszeit: Schlegelberger, Rechts­

vergleichendes Handwörterbuch für das Zivil- und Handelsrecht des In- nnd Auslandes, Bd. I, Länderbericht 

Afghanistan, S. 289, 290 f. 
11 Kama/i, Islam and its Shari'ä in the Afghan Constitution 2004, S. 35. 
12 Vgl. Fußnote !. 
13 Yassari, Legal Plnralism and Family Law: An Assessment ofthe Current Situation in Afghanistan, S. 56. 
14 Näher zu den Bestrebungen von Amir Dost Mohammad Khan Noelle, Stamm oder Staat?, S. 29-49. 
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schiedlicher Stämme war. 15 Diese ethnischen Gruppierungen, die auch geogra­
phische Enklaven bildeten, folgten ihren jeweiligen Bräuchen und Gewohnhei­
ten in Angelegenheiten des Familienrechts.16 Die Stammesgewohnheiten und 
Bräuche werden auch heute der Beilegung von Streitigkeiten zugrunde gelegt, 
die durch informelle lokale Streitschlichtungsversammlungen (paschtu:17 gfr­

ga18) erfolgt. Gewohnheitspraktiken wie bada/19, por und bad20 verstoßen aller­
dings sowohl gegen die Verfassung als auch gegen das kodifizierte Recht, die 
von Afghanistan unterschriebenen und ratifizieiien internationalen Abkommen, 
die allgemeingültigen Menschenrechte sowie gegen die sarfa.21 

15 Wähler in: Bergmann/Ferid/Hcnrich, Länderteil Afghanistan, S. 1. Zu den Völkerschafren zählen gemäß 

Art. 4 Abs. 3 der neuen Verfassung von 2004 insbesondere die Paschtunen, Tadschiken, Hazaras, Turkme­

nen, Belutschen, Paschais, Nuristanis, Aimaqs, Araber, Kirgizen, Qizilbaschs, Gojars, Brahuis und andere 

Ethnien. 
16 Smith/ Bernier/Bungel Ri11tz/Shi1111/Teleki, Afghanistan: A Country Study, S. 97. 
17 Gemäß Art. 16 der Verf. 2004 sind die offiziellen Amtssprachen des Staates Afghanistan sowohl Dari als 

auch Paschtu. 
18 Nach Wardaks Beschreibung stammt der Terminus „g,rgii" entsprechend dem Paschtu-Lexikon aus der 

paschtunischen Sprache und beschreibt die Zusammenkunft einer kleinen oder großen Anzahl von Personen. 

Gü-gii bedeutet danach auch Beratung. Aber auch in der persischen Sprache wird das Wort „gargeh" benutzt 

und bedeutet Kreis, Gruppe oder Zelt. Andere Gelehrte glauben, dass der Begriff „g'irgii" seinen Urspnmg 

iu der türkischen Sprache hat; siehe dazu Wardak, Building a Post-War System in Afghanistan, S. 69. 
19 Vgl. Evans-von Krbek/Je.lfrey, Das neue afghanische EheG, ZVglRWiss 1977, S. 155, 174. Bei einer 

Eheschließung durch badal werden die Frauen zweier Familien ausgetauscht. Die Tochter oder Schwester 

des Familienoberhauptes wird im Austausch gegen eine Frau aus der anderen Familie verheiratet. Infolge 

des Austausches wird kein mahr vereinbart und ausgezahlt. Dieses Vorgehen verstößt sowohl gegen ]slarni­

sches Recht als auch gegen Art. 69 ZGB, der ausdrücklich vorschreibt. dass bei eiuem solchen Austausch 

ein mahr für jede der beiden Frauen ausbedungen werden muss; siehe zum ~r egfall von walwar bei einer 

wechselseitigen Eheschließung Teil 3 B I 3 b) sowie zur Zahlung von Brautgabe bei wechselseitigen Ehe­

schließungen Teil 3 D ID 2 b). 
20 Siehe dazu den Bericht: Women and Children and Legal Research Foundation (WCLRF), BAD, Paiuful 

Sedative, Final Report (2004 ). Die Praxis von bad wird laut diesem Bericht von den lokalen Schuras in ver­

schiedenen Gebieten des Landes ausgeübt. Bad stellt danach eine Varianie der Wiedergutmachung für ein 

Morddelikt dar, die bei den Paschtunen gängig ist. Dabei übergibt die Familie des Täters der Familie des 

Opfers eiue bzw. zwei schöne Jungfrauen zum Zwecke der Eheschließung. Der Grundgedanke dabei ist, 

dass durch die Heirat beide Familien miteinander verwandt werden und somit die massive Feindschaft in 

Fre1mdschafr transformiert wird. Welche Auswirkungen eiue solche Eheschließung auf die Frauen hat, wird 

dabei gänzlich außer Acht gelassen. Solche Vorgehensweisen missachten und verletzen zudem die iutemati­

onalen Menschenrechtskonventionen, denen Afghanistan beigetreten ist Die Praxis von bad ist nach wie vor 

weit verbreitet. Dazu näher unten im Teil 3 B l 3 b ). 
21 Global Rights, Bd. II. S. 1. Global Rights ist eine im Jahre 2002 gegründete Menschenrechtsorganisation 

iu Afghanistan, die sich für die Durchsetzung des bestehenden staatlichen Rechts und die Verbreitung der 

Menschemechte iu Afghanistan einsetzt. Die von Global Rights herausgegebenen Skripten zum afghani­

schen Familienrecht aufDari wurden der Verfasserin auf dem im Juni 2006 durch das Max-Planck-Institut 

für ausländisches und internationales Privatrecht durchgeführten Familienrechtsseminar iu Kabul zur Verfü­

gung gestellt. 



18

Das afghanische Rechtssystem setzt sich somit aus staatlich gesetztem Recht, 

islamischen Prinzipien sowie lokalen Gewohnheiten zusammen.22 Verstärkt 

wird der nonnative Rechtspluralismus durch das Nebeneinanderbestehen von 

unterschiedlichen Streitbeilegungsmechanismen. Neben dem fonnellen Ge­

richtswesen, das in der Zivilprozessordnung23 vom 22.08.1990 (31.05.1369) ge­

regelt ist, existieren, wie bereits erwähnt, nichtstaatliche alternative Streitbeile­

gungsmechanismen. 

Internationalen Berichten zufolge werden etwa nur 15% der Streitigkeiten 

den staatlichen Gerichten vorgelegt.24 Die überwiegende Mehrheit der straf- und 

zivilrechtlichen Fälle wird somit außerhalb der staatlichen Rechtsinstitutionen 

gelöst. 
Der Umgang der infonnellen Streitschlichtungsversammlungen mit Konflik­

ten wird in vielen Regionen als bessere Alternative zur staatlichen Justiz ange­

sehen, da die lokalen Akteure im Ruf stehen, schnell und fair zu entscheiden 

und weniger korrupt zu sein. Zudem gilt diese Vorgehensweise als traditions­

konform und finanziell erschwinglicher. 

Der jahrzehntelange Bürger- und Befreiungskrieg schädigte zudem die Funk­

tionsfähigkeit staatlicher Institutionen und förderte weitgehend das Misstrauen 

der Bevölkerung gegenüber staatlichen Institutionen wie Ge1ichten. 

Daneben mangelt es an ausreichender fachlicher Qualifikation der juristi­

schen Funktionsträger, an technischer Ausstattung und an Infrastruktur. Nur ei­

ne Minderheit des juristischen Personals verfügt über die erforderliche Expertise 

durch ein Studium an einer klassischen juristischen Fakultät. Der Großteil ist an 

sarfa-Fakultäten oder Religionsschulen ausgebildet worden. Hinzu kommt, 

dass Richter und Anwälte als Vertreter des Staates in ihrer persönlichen Sicher­
heit gefährdet, relativ schlecht bezahlt und auch deshalb oftmals korrupt sind.25 

Nach dem Sturz des Taliban-Regimes im Jahre 2001 wird der Justizbereich 

in Afghanistan mit internationaler Unterstützung refonniert, wobei die Feder­
führung für Aufbau wie Reform zunächst Italien übertragen wurde. Neben der 

22 Yassari, Legal Pluralism and Family Law: An Assessmenl offue Current Situation in Afghanistan, S. 47; 

Siehe zurn Verhältnis vorn staatlichen und traditionalem Recht in Afghanistan auch Tabibi, S. 236 ff 
03 Qänün-e o,;z71-e moi/äkemät-e madanf, verkündet irn amtlichen Gesetzblatt (dari: rasmf garfdah) Nr. lO 

vom 22.08.1990 (31.05. 1369). 
24 Siehe dazu folgende Berichte: Asia Foundalion, A Survey of the Afghan People, S. 59 f.; Austrian Centre 

for Country ofOrigin and Asylum Research and Documentation 2007, S. 19. 

" Siehe hierzu den F01tschrittsbericln der Bundesregierung zur Unterrichtung des Deutschen Bundestages 

vom Dezember 2010, S. 68, unter w.vv.r. auswaertiges­
amt.de/cae/servlet/contentblob/556428/publicationfile/13180l/101213-AFG-F ortsclrrittsbericht.pdf, abgern­

fen am 28.05.2011. 
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afghanischen Verfassung basiert der Wiederaufbau der Justiz auf vier weiteren 
Dokumenten, dem Afghanistan Compact von 2006, der Afghanischen Nationa­
len Entwicklungsstrategie (ANDS) von 2008, der Nationalen Strategie für den 
Justizsektor (NJSS) von 2008 und dem Nationalen Justizprogramm (NJP) von 
2008. Auf dieser Grundlage verpflichtet sich der afghanische Staat, mit interna­
tionaler Unterstützung ein Justizwesen zu etablieren, das im Einklang mit isla­
mischen Grundsätzen, internationalen Normen, rechtsstaatlichen Verfahren und 
afghanischen Traditionen steht. 

Obwohl im afghanischen Justizsektor weiterhin gravierende Defizite beste­
hen, ist seit 2007 in einzelnen Bereichen eine spürbare Richtungsveränderung 
erkennbar. Die afghanische Justiz ist mit der Unterstützung der internationalen 
Staatengemeinschaft mittlerweile auf einem guten Weg, Fortschritt im Aufbau 
eines sich künftig selbst tragenden Justizwesens zu erzielen. Dies ist jedoch eine 
Aufgabe, die sehr langfristiger, stetiger Anstrengungen bedarf.26 Beispielsweise 
sind den Richtern in Afghanistan alle Gesetzestexte durch United States Agency 
for International Development (USAID)27 und anderen Organisationen im Rah­
men von Workshops, Seminaren sowie seitens des Obersten Gerichtshofes in 
Kabul zur Verfügung gestellt worden. Des Weiteren konnten viele Richter durch 
das Engagement nationaler und internationaler Organisationen sowie in Zu­
sammenarbeit mit dem Obersten Gerichtshof und dem Justizministerium im 
Rahmen von Workshops und Seminaren in der Anwendung des staatlichen 
Rechts geschult werden.28 

Die vorliegende Arbeit hat zum Ziel, die ehe- und scheidungsrechtlichen Be­
stimmungen im Zivilgesetzbuch 1977 anhand der vorhandenen Publikationen 
zum afghanischen Familienrecht in dari, deutsch sowie englisch näher darzustel­
len. Des Weiteren sollen einige signifikante ehe- und scheidungsrechtliche Be­
stimmungen des im Juli 2009 in Kraft getretenen Personalstatutsgesetzes der 
Schiiten dargestellt werden. Schließlich soll eine in groben Zügen rechtsverglei-

26 Siehe hierzu den Fortschrittsbericht der Bundesregiernng zur Unterrichtung des Deutschen Bundestages 

vom Dezember 2010, S. 67 ff, unter www. auswaertiges­

amt.de/cae/servlet/ contentblob/5 56428/publicationfileil 3180II101213-Af"G-F ortschrirtsbericht. pdf, abgeru­

fen am 28.05.2011. 
27 Siehe näher ,u deu Projekten des USAID in Bezug auf den Aufbau des Justizwesens in Afghanistan auf 

der Inte1netseite W\VW. afg­
haistan.usaid.govien!USAIDI Activity/85/ Afghrutistan _ Rule _ of_ Law _Project_ ARoLP. 
28 Siehe zu den Fair Trial Trainings in den Provinzen von Afghanistan durch die Bundesregierung die Infor-

mationen auf der Internetseite 
www .kabul.diplo. dei contentblob/2361442/Daten/4695 l 9/F actsheetF air Trial_ dd. pdt; abgerufen am 

28.05.2011. 
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chende Untersuchung mit einigen anderen islamischen Rechtsordnungen Unter­

schiede und Parallelen zwischen dem Ehe- und Scheidungsrecht dieser Rechts­

ordnungen und dem afghanischen Ehe- und Scheidungsrecht aufzeigen. 
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1. Teil 

Rechtsquellen und geschichtliche Entwicklung des Famili­

enrechts in Afghanistan 

A. Rechtsquellen des afghanischen Familienrechts 

I. Kodifiziertes Recht 

Die Kodifizierung des Rechts durch Gesetzgebungsverfahren begann in Afgha­
nistan erst zu Beginn des 20. Jaln·hunderts. Ziel der Kodifikationen war es zum 
einen, jene Rechtsgebiete positivrechtlich zu regulieren, die nicht durch die 
Normen der sarta erfasst waren. Zum anderen wurden allerdings auch die 
Rechtsbereiche kodifiziert, die traditionell durch die sarta beherrscht waren, 
wie etwa das Familien- und das Sachenrecht sowie das Vertragsrecht. Dies dien­
te dem besseren Zugang der Richter und Rechtsanwender zu den wesentlichen 
Grundregeln der sarta.29 

Rechtskodifikationen haben somit eine relativ kurze Geschichte in Afghanis­
tan. So erfolgte auch erst 1964 in der sechsten afghanischen Verfassung30 unter 
Zahir Schah eine Definition des Begriffes „Gesetz". Art. 69 der Verfassung 
vom 01.10.1964 lautete: 

„Mit Ausnahme der Voraussetzungen, für die in dieser Verfassung spezielle 
Bestimmungen vorgesehen sind, ist unter Gesetz ein Beschluss zu verstehen 
der durch beide Häuser bestätigt und vom König unterzeichnet worden ist. 
In den Bereichen, in denen keine solchen Gesetze existieren, werden die 
Bestimmungen der hanafitischen Rechtsschule der islamischen sarta als 
Gesetzesbestimmungen betrachtet.'' 

Nach dem Zusammenbruch des Täliban-Regimes im Herbst 2001 wurde durch 
das Bonner Petersberg-Abkommen vom 5. Dezember 2001 der Grundstein für 

29 Kamali, Islam and its Sharl'a in the Afghan Constitulion 2004, S. 35. 
30 Qanün-e asasi-ye afganistan, verkündet im amtlichen Gesetzblan (dari: rasmf gar,dah) Nr. 12 vom 
01.10.1964 (09 07.1343). 
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die politische und rechtliche Neuordnung des Landes gelegt. Nach dem Peters­

berg-Abkommen gelten alle bestehenden Gesetze und sonstige Rechtsvorschrif­

ten bis zur Verabschiedung neuer Gesetze weiter, soweit sie keine völkerrechtli­

che Verpflichtung, an die Afghanistan gebunden ist, verletzen.31 Nach dem Ab­

kommen galt somit bis zur Verabschiedung einer neuen afghanischen Verfas­

sung die Verfassung von 1964 weiter. 

Am 26. Januar 2004 ist die neue Verfassung Afghanistans in Kraft getreten. 

Die neue Verfassung vom 27.01.200432 legt in Art. 94 fest, wie ein Gesetz zu­

stande kommt. Art. 94 S. 1 der Verf. 2004 lautet: 

,,Ein Gesetz kommt durch Beschluss beider Kammern der Nationalver­

sammlung ( dari: magles-e surä-ye melli) und Unterzeichnung durch den 

Staatspräsidenten zustande, es sei denn, diese Verfassung bestimmt etwas 

anderes.'' 

Art. 162 der V erf. 2004 bestimmt, dass Gesetze und Verordnungen ungültig 

sind, die im Widerspruch zur Verfassung stehen. Entsprechend der neuen Ver­

fassung ist daher gnmdsätzlich von der Weitergeltung des bisherigen kodifizier­

ten Rechts und somit auch von der Anwendbarkeit des Zivilgesetzbuches von 

1977 auszugehen, solange keine neuen Gesetze erlassen worden sind.33 Voraus­

setzung ist, dass die anzuwendenden Gesetze oder Verordnungen der V erfas­

sung von 2004 nicht widersprechen. 

Darüber hinaus verpflichtet Art. 130 der Verf. 2004 die Gerichte, die Be­

stimmungen der Verfassung und sonstiger Gesetze anzuwenden. Demzufolge 

sind die afghanischen Gerichte verpflichtet, in Familienrechtsangelegenheiten 

die familienrechtlichen Bestimmungen des ZGB anzuwenden. Es ist davon aus­

zugehen, dass der Oberste Gerichtshof in Kabul das geltende Zivilgesetzbuch 

wieder anwendet.34 

31 Teil II des Bonner Petersberg-Abkommens, genannt: Legal Framework and Judicial System, Abs. !, i und 
ii. 
32 Qänün-e asäsi-ye afgänislän, verkündet im amtlichen Gesetzblatt (dari: rasmi garfdah) Nr. 103 vom 

26.01.2004 (06.11.1382). 
33 Vgl. Fußnote 110. 
34 IPG 2003/2004 Nr. 18 (Köln) zum afghanischen Scheidungsrecht, S. 238, 240. Nach Angaben von Nezäm 

al-dfn Abdullah, einem afghanischen Juristen, der Mitarbeiter des Max-Planck-Instituts für ausländisches 
öffentliches Recht und Völkerrecht in Afghanistan ist, sind die meisten Gerichte in Afghanistan durch die 

Hilfe der internationalen Gemeinschaft mittlerweile in den Besitz der Gesetzestexte gekommen und die 
Richter werden intensiv darin geschult, die geschriebenen Gesetze anzuwenden. Des Weiteren vvurde die 
Anwendung des ZGB durch den Obersten Gerichtshof bestätigt. Auch sind sämtliche Gesetze auf der Inler­
netseite des Justizministeriums veröffentlicht worden; siehe zur Anwendung des ai"ghanischen Rechts auch 


